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Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu der Konvention 
vom 9. Dezember 1948 über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermordes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. Dem Gesetzentwurf sind der englische und 
französische Wortlaut der Konvention sowie eine deutsche Über- 
setzung beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu der Konvention vom 
9. Dezember 1948 über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu der am 9. Dezember 1948 von der 
Generalversammlung der Vereinten Na- 
tionen angenommenen Konvention zur Ver- 
hütung und Bestrafung des Völkermordes 
wird zugestimmt. 

Artikel II 

Nach § 220 des Strafgesetzbuchs wird fol- 
gende Vorschrift eingefügt: 

„§ 220 a 

(1) Wer in der Absicht, eine Bevölkerungs- 
gruppe, die durch Abstammung, Herkunft 
oder Glauben ihrer Mitglieder bestimmt ist, 
ganz oder teilweise auszurotten, vorsätzlich 

1. Mitglieder der Gruppe tötet, 

2. Mitgliedern 'der Gruppe Körperschäden 
der in § 224 bezeichneten Art zufügt, 

3. die Gruppe unter Lebensbedingungen 
stellt, die geeignet sind, die beabsichtigte 
Ausrottung herbeizuführen, 

4. Maßregeln verhängt, die Geburten inner- 
halb der Gruppe verhindern sollen, 

5. durch Gewalt Kinder der Gruppe in eine 
andere Gruppe überführt, 

wird mit lebenslangem Zuchthaus bestraft. 

(2) Sind in den Fällen des Absatzes 1 Num- 
mern 2 bis 5 mildernde Umstände vorhanden, 
so ist die Strafe Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren." 


A r t i k e 1 III 

§ 134 des Gerichtsverfassungsgesetzes wird 
wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden die Worte ange- 
fügt: „und bei Ausrottung nach § 220 a 
des Strafgesetzbuchs", 

b) in Absatz 1 wird nach den Worten „§ 105 
des Strafgesetzbuchs" das Wort „und" 
durch ein Komma ersetzt. 

A r t i k e 1 IV 

§ 3 des Deutschen Auslieferungsgesetzes 
findet auf die Auslieferung wegen einer nach 
Artikel II dieses Gesetzes strafbaren Hand- 
lung keine Anwendung. 

Artikel V 

(1) Die Konvention wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem die Konvention auf 
Grund ihres Artikels XIII Abs. 3 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

A r t i k e 1 VI 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

A r t i k e 1 VII 

Artikel I, V, VI und VII dieses Gestzes 
treten am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft, Artikel II, III und IV gleichzeitig mit 
der Konvention an dem Tage, der gemäß 
Artikel V Abs. 2 dieses Gesetzes im Bundes- 
gesetzblatt bekanntgegeben wird. 
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Begründung 


I. Denkschrift zur Konvention 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat in 
ihrer Resolution 260 (III) A vom 9. Dezember 1948 ein- 
stimmig den nach eingehenden Beratungen fertiggestell- 
ten Entwurf einer Konvention zur Verhütung und Be- 
strafung des Völkermordes (Genocide) gebilligt und vor- 
geschlagen, daß die Konvention unterzeichnet und ratifi- 
ziert wird oder daß die Staaten ihr gemäß ihrem Art. XI 
beitreten. Nachdem inzwischen 20 Ratifikations- bzw, Bei- 
trittsurkunden hinterlegt worden waren, ist die Kon- 
vention am 12. Januar 1951 in Kraft getreten (Art. XIII). 
Die Konvention ist von 43 Staaten unterzeichnet worden. 
Folgende Staaten haben sie ratifiziert oder sind ihr bei- 
getreten: 


Ägypten 

8. 

2. 

1952 

Äthiopien 

1 . 

7. 

1949 

Australien 

8. 

7. 

1949 

Belgien 

5. 

9. 

1951 

Brasilien 

15. 

4. 

1952 

Bulgarien (mit Vorbehalten zu 




den Art. IX und XII) *) 

21. 

7. 

1950 

Ceylon 

12. 

10. 

1950 

Chile 

3. 

6. 

1953 

China 

19. 

7. 

1951 

Costa Rica 

14. 

10. 

1950 

Dänemark 

15. 

6. 

1951 

Ecuador 

21. 

12. 

1949 

El Salvador 

28. 

9. 

1950 

Frankreich 

14. 

10. 

1950 

Guatemala 

13. 

1 . 

1950 

Haiti 

14. 

10. 

1950 

Honduras 

5. 

3. 

1952 

Island 

29. 

8. 

1949 

Israel 

9. 

3. 

1950 

Italien 

4. 

6. 

1952 

Jordanien 

3. 

4. 

1950 

Jugoslawien 

29. 

8. 

1950 

Kambodscha 

14. 

10. 

1950 

Kanada 

3. 

9. 

1952 

Korea 

14. 

10. 

1950 

Kuba 

4. 

3. 

1953 

Laos 

8. 

12. 

1950 

Liberien 

9. 

6. 

1950 

Mexiko 

22. 

7. 

1952 

Monako 

30. 

3. 

1950 

Nikaragua 

29. 

1 . 

1952 

Norwegen 

22. 

7. 

1949 


Panama 

Philippinen (mit Vorbehalten zu 
den Art. IV, VI, VII und IX) *) 
Polen (mit Vorbehalten zu den 
Art. IX und XII) *) 

Rumänien (mit Vorbehalten zu 
den Art. IX und XII) *) 

Saudi Arabien 
Schweden 

Tschechoslowakei (mit Vorbehal- 
ten zu den Art. IX und XII) *) 
Türkei 

Ungarn (mit Vorbehalten zu den 
Art. IX und XII) *) 

Vietnam 


11. 1.1950 

7. 7. 1950 

14. 11. 1950 

2. 11, 1950 
13. 7. 1950 
27. 5. 1952 

21. 12. 1950 
31. 7. 1950 

7. 1. 1952 
11. 8.1950 


Die Bundesrepublik ist auf Grund eines Beschlusses der 
Generalversammlung zum Beitritt aufgefordert worden. 
Da die Bundesregierung bei der Ausarbeitung der Kon- 
vention nicht beteiligt war, bedurfte es im Hinblick auf 
die erforderliche Anpassung an das geltende innerdeutsche 
Recht einer sorgfältigen Prüfung, bevor den gesetzgeben- 
den Körperschaften der Beitritt zur Konvention empfohlen 
werden konnte. 


Durch die Konvention bestätigen die vertragschließen- 
den Parteien, daß Völkermord — ob im Frieden oder im 
Kriege begangen — ein Verbrechen des Völkerrechts ist 
(Art. I). Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, daß 
das Angriffsobjekt unter dem Schutz des Völkerrechts 
steht. Die Staaten verpflichten sich zur Verhütung und 
Bestrafung des Völkermordes (Art. I), insbesondere zum 
Erlaß und zur Aufrechterhaltung von strafrechtlichen Nor- 
men, die einerseits den Begriff Völkermord (Genocide) 
unter Strafandrohung in das innerstaatliche Recht ein- 
fügen, zum anderen alle diejenigen Tatbestände unter 
Strafe stellen sollen, welche die Konvention als Völker- 
mord betrachtet (Art. V). 

Was Völkermord im Sinne der Konvention ist, ergibt 
sich aus Art. II, der bestimmte, genau aufgezählte Hand- 
lungen erfaßt, die sich gegen nationale, ethnische, ras- 
sische oder religiöse Gruppen mit der Absicht richten, 
diese ganz oder teilweise zu vernichten. Als solche Hand- 
lungen werden bezeichnet: Tötung, Verletzung der körper- 
lichen oder geistigen Integrität, Lebensgefährdung durch 
Verschlechterung der Lebensbedingungen, Geburtenver- 
hinderung innerhalb der Gruppen und gewaltsame Über- 
führung von Kindern einer Gruppe in eine andere. 

Unter den in Art. III aufgezählten verschiedenen Be- 
gehungsformen des Delikts ist der Begriff der Verschwö- 
rung (conspiracy), der aus dem anglo-amerikanischen 
Rechtskreis stammt, zahlreichen innerstaatlichen Rechts- 
ordnungen unbekannt. Seine wesentliche Bedeutung liegt 
darin, daß jedem Verschwörer die Handlungen seiner 


*) Anmerkung: Die von Bulgarien, Polen, Rumänien und Ungarn 
bei ihrem Beitritt und von der Tschechoslowakei bei ihrer Ratifika- 
tion angemeldeten Vorbehalte zu Art. IX und XII der Konvention 
stimmen inhaltlich überein; die gleichen Vorbehalte haben die 
Sowjetunion, die Ukraine und Weißrußland, die bisher die Konven- 
tion nicht ratifiziert haben, bei der Unterzeichnung angemeldet 
(Wortlaut vgl. Text der Konvention). Der von den Philippinen bei 
der Ratifikation angemeldete Vorbehalt bezieht sich auf die Art. IV, 
VI, VII und IX und lautet: 

„1. Bezüglich Art. IV der Konvention kann die philippinische Re- 
gierung keinesfalls gutheißen, daß ihr Staatsoberhaupt, welches 
kein Herrscher ist, weniger günstigen Bedingungen unterworfen 
wird, als sie anderen Staatsoberhäuptern, seien sie verfassungs- 
mäßig verantwortliche Herrscher oder nicht, gewährt werden. Die 
philippinische Regierung ist daher der Auffassung, daß der ge- 
nannte Artikel die bestimmten Beamten durch die Verfassung 
der Philippinen gewährte Befreiung von der Gerichtsbarkeit 
nicht aufhebt. 

2. Die philippinische Regierung wird Art. VII der Konvention 
nicht in Kraft setzen, bis der Kongreß der Philippinen die not- 
wendigen Gesetze, die den Tatbestand des Völkermordes ab- 


grenzen und mit Strafe bedrohen, verabschiedet hat. Diese 
Gesetze können gemäß der Verfassung der Philippinen keine 
rückwirkende Kraft haben. 

3. Bezüglich der Art. VI und IX der Konvention ist die philippi- 
nische Regierung der Auffassung, daß der Inhalt der genannten 
Artikel keineswegs so ausgelegt werden darf, als ob er alle 
im Gebiet der Philippinen begangenen Fälle von Völkermord 
der Zuständigkeit der philippinischen Gerichte entzöge, abge- 
sehen von denjenigen Fällen, in denen die philippinische Re- 
gierung einer Revision der Entscheidung der philippinischen 
Gerichte durdi einen der internationalen Gerichtshöfe, auf die 
die genannten Artikel Bezug nehmen, zustimmt. Ferner ist die 
philippinische Regierung bezüglich Art. IX der Konvention der 
Auffassung, daß dieser Artikel den Begriff der Staatshaftung 
nicht weiter ausdehnen kann, als es den allgemein anerkannten 
Grundsätzen des internationalen Rechts entspricht." 

Australien, Belgien, Brasilien, Ceylon, Guatemala, Ecuador, El 
Salvador und Vietnam haben mitgeteilt, daß sie die von den ge- 
nannten Staaten angemeldeten Vorbehalte nicht anerkennen. Nor- 
wegen hat mitgeteilt, daß es die von den Philippinen angemeldeten 
Vorbehalte nicht anerkennt. 



Mitverschworenen zugerechnet werden, audi wenn er sie 
weder voraasgesehen noch gewollt hat. Es bleibt aber 
nach Inhalt und Zweck der Konvention dem einzelnen 
Staat überlassen, ob er die entsprechenden Formen seines 
Rechtssystems als ausreichend erachtet oder ob er die 
Verschwörung als selbständigen Typ einer Vorberei- 
tungshandlung oder durch eine entsprechende Änderung 
des bisherigen Teilnahmebegriffs für strafbar erklären 
will. 

Die Bestrafung soll durch die Gerichte des Staates er- 
folgen, in dem die Tat begangen worden ist. Dem Ein- 
wand, daß ein derartiges Verfahren dann problematisch 
sei, wenn die Regierung oder die Behörden des betreffen- 
den Staates gegen die Konvention verstoßen haben, wird 
durch einen Kompromiß begegnet: Artikel VI begründet 
die Möglichkeit, zur Schaffung einer besonderen inter- 
nationalen Strafgerichtsbarkeit, ohne daß allerdings kon- 
krete Bestimmungen über die Durchführung im einzelnen 
getroffen werden. Die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen hat in ihrer Resolution 260 (III) B vom 9. De- 
zember 1948 den Ausschuß für Völkerrecht um eine Unter- 
suchung über die Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit 
einer internationalen Strafgerichtsbarkeit ersucht. Außer- 
dem gibt Art. VIII noch die Möglichkeit zur Anrufung der 
Organe der Vereinten Nationen im Rahmen ihrer Sat- 
zung, wenn ein Verstoß gegen die Konvention droht oder 
ungesühnt bleibt. Ferner wird den Vertragsparteien auch 
das Recht zur Anrufung des Internationalen Gerichts- 
hofes eingeräumt, wenn die Verantwortlichkeit von 
Staaten für das Genocide in Frage steht, wie auch Streitig- 
keiten über die Auslegung, Anwendung oder Erfüllung 
der Konvention vor diesen Gerichtshof gebracht werden 
können (Art. IX). Die Frage, wie die Verantwortlichkeit 
des Staates im einzelnen, insbesondere auch im Hinblick 
auf die Frage der Schadensersatzpflicht wegen der gegen 
seine eigenen Angehörigen begangenen Genocide-Ver- 
brechen ausgestaltet sein soll, wird in der Konvention 
nicht geregelt. Dies bleibt der Rechtsprechung des Inter- 
nationalen Gerichtshofs überlassen. 

Für die Auslieferung gelten die allgemeinen Vorschrif- 
ten des nationalen Auslieferungsrechts mit der Maßgabe, 
daß die in Art. II und III bezeichneten Handlungen nicht 
als politische Verbrechen betrachtet werden dürfen. Die 
Vertragspartner verpflichten sich ausdrücklich in diesem 
Rahmen zur Auslieferung (Art. VII). 

Nach Art. X ist der englische, französische, spanische, 
russische und chinesische Text gleicherweise maßgebend. 
Dem Gesetzentwurf sind der englische und der franzö- 
sische Text sowie eine deutsche Übersetzung beigefügt. 

Für einen nach ihrem Inkrafttreten beitretenden Staat 
tritt die Konvention am 90. Tage nach Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde in Kraft (Art. XIII Abs. 3). 

Art. XIV und XV enthalten Bestimmungen über Ver- 
tragsdauer und Kündigung, die restlichen Artikel Ver- 
tragsförmlichkeiten der üblichen Art. 


II. Begründung zum Zustimmungsgesetz 
Zu Art. I 

Die Zustimmung des Bundestages ist gemäß Art. 59 
Abs. 2 GG erforderlich, weil es sich bei der Konvention 
um einen völkerrechtlichen Vertrag handelt, der sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Art. II 

Die Vorschrift enthält die Erfüllung der in Art. V der 
Konvention zu übernehmenden Verpflichtung der Bun- 
desrepublik, wirksame Strafen für die Person anzu- 
drohen, die eine Ausrottung im Sinne der Art. II und III 
der Konvention begehen. Die dort aufgeführten Ausrot- 
tungshandlungen erfüllen in vielen Fällen — namentlich 
bei Tötung, Körperverletzung und Kindesverschleppung 
— bereits vorhandene Tatbestände des Strafgesetzbuchs, 
jedoch werden diese Tatbestände dem besonderen Un- 
rechtsgehalt des Ausrottungs Verbrechens nicht gerecht. 
Es ist auch nicht zweckmäßig, bei alllen in Betracht kom- 


menden Vorschriften besondere, durch die Ausrottungs- 
absicht qualifizierte Tatbestände zu schaffen. Hinzu kommt, 
daß die vorhandenen Vorschriften auch im objektiven 
Tatbestand einer Ergänzung im Sinne der Konvention 
bedürftig wären und daß z. B. für die Handlungen gemäß 
Art. II c und d ohnehin neue Bestimmungen geschaffen 
werden müßten. Der Entwurf faßt deshalb alle Begehungs- 
formen der Ausrottung in einer Vorschrift zusammen 
und fügt diese als neuen § 220 a in den 16. Abschnitt des 
Strafgesetzbuchs: „Verbrechen und Vergehen wider das 
Leben" ein. Nur diese Behandlung wird der Bedeutung 
der neuen Vorschrift gerecht. 

Abs. 1 umreißt zunächst die geschützten Gruppen. Da- 
bei ist zu beachten, daß die Strafbestimmungen nicht 
nur als Erfüllung einer vertraglichen Verpflichtung aus 
der Konvention, sondern als strafrechtliche Sanktion 
des Grundsatzes der Gleichheit Aller vor dem Gesetz in 
Art. 3 Abs. 3 des Grundgesetzes aufgefaßt werden muß. 
Auf die Formulierung des Art. 3 GG ist deshalb Rücksicht 
zu nehmen. Die in Art. II der Konvention genannten 
„nationalen, ethnischen oder rassischen Gruppen" sind 
identisch mit Bevölkerungsgruppen, die durch Abstam- 
mung oder Herkunft ihrer Mitglieder bestimmt sind. 

Einer besonderen Erwähnung der rassischen Gruppen 
bedarf es bei dieser weitgefaßten Begriffsbestimmung 
nicht mehr. Bei der religiösen Gruppe glaubt der Ent- 
wurf entsprechend Art. 3 GG den geschützten Per- 
sonenkreis auf die Gruppen ausdehnen zu sollen, die 
einen gemeinsamen Glauben haben. 

Das subjektive Tatbestandsmerkmal der Ausrottungs- 
absicht übernimmt Abs. 1 in wörtlicher Übersetzung. 
Nur die Worte „als solcher" hinter „Gruppe" sind als 
überflüssig beiseite gelassen. 

Die einzelnen Tatbestände unter Nr. 1, 4 und 5 sind un- 
verändert aus Art. II a, d und e der Konvention übernom- 
men. Hierzu ist folgendes zu bemerken: 

Bei Nr. 2 (Körperverletzungen) ist nach deutschem Rechts- 
empfinden und unserer Gesetzestechnik eine Präzisie- 
rung des Tatbestandes des Art. II b der Konvention un- 
umgänglich. Der erkennende Richter wird überfordert, 
wenn ihm die Feststellung überlassen bleibt, wann eine 
„schwere" (serious) Körperverletzung vorliegt. Es kommt 
hinzu, daß das Strafgesetzbuch die schwere Körperver- 
letzung bereits in § 224 — wenn auch nur als erfolgs- 
qualifiziertes Delikt — in bestimmter Weise definiert hat. 
Der Entwurf greift deshalb auf diese Definition zurück, 
stellt aber klar, daß der Ausrottungstatbestand nur dann 
erfüllt ist, wenn die schweren Folgen vom Vorsatz erfaßt 
sind. Einer besonderen Erwähnung der geistigen (mental) 
Unversehrtheit bedarf es nicht, da deren Verletzung von 
dem deutschen Begriff der Körperverletzung umfaßt wird. 

Bei Nr. 3 besteht eine gewisse Schwierigkeit, da der 
Text des Artikels II c der Konvention infolge der Mehr- 
deutigkeit des Wortes "calculated" sowohl dahin aus- 
gelegt werden kann, daß die der Gruppe auferlegten Be- 
dingungen zur Ausrottung berechnet, wie auch dahin, 
daß sie hierzu geeignet sein müssen. Die erste,* subjektive 
Auslegung würde bedeuten, daß die Konvention die im 
Eingang des Tatbestandes bereits festgelegte Ausrottungs- 
absicht in dem 3. Tatbestand ohne erkennbaren Grund 
wiederholt hätte. Das kann nicht richtig sein. Deshalb 
verdient den Vorzug die zweite, objektive Auslegung, 
die zugleich den Vorteil hat, daß der ohnehin stark sub- 
jektiv bestimmte Tatbestand ein objektives Element erhält. 

Als Strafe kann im Hinblick auf die Verwerflichkeit 
und die Gefährlichkeit der Handlungen nur lebenslanges 
Zuchthaus in Betracht kommen. Das gilt ausnahmslos für 
die Tötung von Gruppenmitgliedern in Ausrottungsabsicht. 
Eine solche Handlung würde nämlich, wenn der neue Tat- 
bestand nicht geschaffen würde, als Tötung aus niedrigen 
Beweggründen auch schon nach § 211 StGB mit lebens- 
langem Zuchthaus bedroht sein. Die gleiche Strafdrohung 
ist in der Regel auch für die anderen Tatbestände, die un- 
mittelbare Ausführungshandlungen eines Gruppenmordes 
beinhalten, gerechtfertigt. Immerhin sind bei den Tat- 
beständen des Abs. 1 Nrn. 2 bis 5 Fälle denkbar, bei 
denen der verbrecherische Plan, z. B. eines Verhetzten, 
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im Anfangsstadium verblieben und ein besonders großer 
Schaden noch nicht entstanden ist. In diesen Fällen kann 
unter Zubilligung mildernder Umstände auf Zuchthaus 
nicht unter 5 Jahren erkannt werden. 

Für die Vorbereitungs- und Teilnahmebedingungen, die 
in Art. III b bis e der Konvention aufgeführt sind, bedarf 
es keiner besonderen deutschen Vorschriften. Die Ver- 
schwörung (conspiracy) ist unserem Recht als einheitlicher 
Begriff unbekannt. Der Sache nach aber wird regelmäßig 
eine solche Handlung je nach den Umständen durch fol- 
gende Vorschriften des StGB erfaßt: § 49 b (Mordkomplott), 
§ 90a (verfassungsverräterische Vereinigungen), § 129 
(kriminelle Vereinigungen) und insbesondere durdh § 49 a 
(erfolglose Anstiftung zu Verbrechen usw.). Die unmittel- 
bare und öffentliche Anreizung zu einem Ausrottungsver- 
brechen ist nach § 110 (Aufforderung zum Ungehorsam 
gegen Gesetze), § 111 (Aufforderung zu strafbaren Hand- 
lungen) und ggf. auch nach dem schon erwähnten § 49 a 
strafbar. Der Versuch einer Ausrottung ist durch §§ 43, 44, 
die Teilnahme durch §§47 bis 49 erfaßt. 

Auch zu Art. IV der Konvention (Verantwortlichkeit von 
Regierungsmitgliedern, Beamten und Privatpersonen) ist 
nach unserem Rechtssystem eine besondere Ausführungs- 
bestimmung nicht erforderlich. 

Zu Art. III 

Die in Art. II des Entwurfs eines Zustimmungsgesetzes 
vorgesehene Einfügung des § 220 a in das Strafgesetzbuch 
macht eine Zuständigkeitsvorschrift erforderlich. Die Straf- 
tat der Ausrottung berührt in besonderem Maße die In- 
teressen und das Ansehen der Bundesrepublik. Auch die 
Tatbestandsfeststellung und deren rechtliche Würdigung 
wird meist erhebliche Schwierigkeiten mit sich bringen 
und an die beteiligten Richter höchste Anforderungen 
stellen. Der Entwurf schlägt daher vor, für die Ausrottung 
nach § 220 a StGB die Zuständigkeit des Bundesgerichts- 
hofes für die Untersuchung und Entscheidung im ersten 
und letzten Rechtszug zu begründen. 


Zu Art. IV 

Art. VII der Konvention besagt nur, daß die strafbaren 
Handlungen nach Art. III der Konvention nicht als poli- 
tische Straftaten angesehen werden dürfen. Eine Aus- 
lieferung wegen einer solchen Straftat darf daher nicht 
nach § 3 DAG mit der Begründung zurückgewiesen werden, 
es handele sich bei der Straftat um eine politische Tat. 
Die Fassung des Art. VII läßt aber nicht mit genügender 
Sicherheit erkennen, ob auch dann eine Auslieferung be- 
willigt werden muß, wenn die nach Art. III der Konven- 
tion strafbare Handlung mit einer echten politischen Tat 
(z. B. Hoch- und Landesverrat) in Zusammenhang steht. 
Der Sinn der Bestimmung dürfte jedoch dahin gehen, daß 
wegen einer nach Art. III strafbaren Handlung ohne Ein- 
schränkung ausgeliefert werden muß. Die notwendige 
Klarstellung dürfte am besten durch die Ausschaltung von 
§ 3 DAG entsprechend der vorgeschlagenen Fassung des 
Art. IV des Zustimmungsgesetzes erreicht werden. 

Zu Art. V 

Durch Art. V Abs. 1 des Zustimmungsgesetzes erhält der 
Inhalt der Konvention die Eigenschaft eines Gesetzes 
der Bundesrepublik. Gemäß Art. XIII Abs. 3 der Konven- 
tion wird der Beitritt der Bundesrepublik am neunzigsten 
Tage nach der Hinterlegung der Beitrittsurkunde wirk- 
sam. Dieser Tag ist nach Art. V Abs. 2 des Zustimmungs- 
gesetzes im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Zu Art. VI 

Art. VI ermöglicht, daß die Konvention auch im Lande 
Berlin demnächst Gesetzeskraft erhält. 

Zu Art. VII 

Art. VII regelt das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes. 
Dabei war zu berücksichtigen, daß die materiell-rechtlichen 
Bestimmungen der Art. II bis IV des Zustimmungsgesetzes 
erst an dem Tage in Kraft treten, an dem der Beitritt der 
Bundesrepublik zu der Konvention wirksam wird. 
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(Übersetzung) 


Convention on the preven- 
tion and punishment of the 
crime ol genocide 

The Contracting Parties 

Having considered the declaration 
made by the General Assembly of the 
United Nations in its resolution 96 (I) 
dated 11 December 1946 that genocide 
is a crime under international law, 
contrary to the spirit and aims of the 
United Nations and condemned by the 
civilized world; 

Recognizing that at all periods of 
history genocide has inflicted great 
losses on humanity; and 

Being convinced that, in order to 
liberate mankind from such an odious 
scourge, international co-operation is 
required, 

Hereby agree as hereinafter pro- 
vided: — 

Ar ti c 1 e I 

The Contracting Parties confirm that 
genocide, whether committed in time 
of peace or in time of war, is a crime 
under international law which they 
undertake to prevent and to punish. 


Article II 

In the present Conventior genocide 
means any of the following acts com- 
mitted with intent to destroy, in 
whole or in part, a national, ethnical, 
racial or religious group, as such: 

(a) Killing members of the group; 

(b) Causing serious bodily or mental 
harm to members of the group; 

(c) Deliberately inflicting on the group 
conditions of life calculated to 
bring about its physical destruc- 
tion in whole or in part; 

(d) Imposing measures intended to 
prevent births within the group; 


(e) Forcibly transferring children of 
the group to another group. 

Article III 

The following acts shall be punish- 
able: 

(a) Genocide; 

(b) Conspiracy to commit genocide; 

(c) Direct and public incitement to 
commit genocide; 

(d) Attempt to commit genocide; 

(e) Complicity in genocide. 


Convention pour la preven- 
tion et la repression du 
crime du genocide 

Les parties contractantes 

Considerant que l'Assemblee gene- 
rale de l'Organisation des Nations 
Unies, par sa resolution 96 (I) en date 
du 11 decembre 1946, a declare que 
le genocide est un crime du droit des 
gens, en contradiction avec l'esprit et 
les fins des Nations Unies et que le 
monde civilise condamne; 

Reconnaissant qu'ä toutes les perio- 
des de l'histoire le genocide a inflige 
de grandes pertes ä l’humanite; 

Convaincues que, pour liberer l'hu- 
manite d'un fleau aussi odieux, la 
Cooperation internationale est neces- 

saire; 

Conviennent de ce qui suit: 


Article Premier 
Les Parties contractantes confir- 
ment que le genocide, qu'il soit 
commis en temps de paix ou en 
temps de, guerre, est un crime du 
droit des gens, qu'elles s'engagent ä 
prevenir et ä punir. 

Article II 

Dans la presente Convention, le 
genocide s'entend de l'un quelconque 
des actes ci-apres, commis dans l'in- 
tention de detruire, en tout ou en 
partie, un groupe national, ethnique, 
racial ou religieux, comme tel: 

a) Meurtre de membres du groupe; 

b) Atteinte grave a Tintegrite phy- 
sique ou mentale de membres du 
groupe; 

c) Soumission intentionnelle du groupe 
ä des conditions d'existence devant 
entrainer sa destruction physique 
totale ou partielle; 

d) Mesures visant ä entraver les nais- 
sances au sein du groupe; 


Article III 

Seront punis les actes suivants: 

a) Le genocide; 

b) L'entente en vue de commettre le 
genocide; 

c) L’incitation directe et publique ä 
commettre le genocide; 

d) La tentative de genocide; 

e) La complicite dans le genocide. 


Konvention über die 
Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes 

Nach Erwägung der Erklärung, die 
von der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen in ihrer Resolution 
96 (I) vom 11. Dezember 1946 abge- 
geben wurde, daß Völkermord ein 
Verbrechen gemäß internationalem 
Recht ist, das dem Geist und den Zielen 
der Vereinten Nationen zuwiderläuft 
und von der zivilisierten Welt verur- 
teilt wird. 

In Anerkennung der Tatsache, daß 
der Völkermord der Menschheit in 
allen Zeiten der Geschichte große Ver- 
luste zugefügt hat, und 

In der Überzeugung, daß zur Be- 
freiung der Menschheit von einer 
solch verabscheuungswürdigen Geißel 
internationale Zusammenarbeit erfor- 
derlich ist, 

sind die Vertragschließenden Par- 
teien hiermit wie folgt übereinge- 
kommen: 

Artikel I 

Die Vertragschließenden Parteien 
bestätigen, daß Völkermord, ob im 
Frieden oder im Krieg begangen, ein 
Verbrechen gemäß internationalem 
Recht ist, zu dessen Verhütung und Be- 
strafung sie sich verpflichten. 

Artikel II 

In der vorliegenden Konvention be- 
deutet Völkermord eine der folgenden 
Handlungen, die mit der Absicht be- 
gangen wird, eine nationale, ethnische, 
rassische oder religiöse Gruppe ganz 
oder teilweise zu vernichten, nämlich: 

(a) Tötung von Mitgliedern der 
Gruppe; 

(b) Verursachung von schwerem kör- 
perlichem oder seelischem Schaden 
an Mitgliedern der Gruppe; 

(c) Auferlegung von Lebensbedingun- 
gen für die Gruppe, die geeignet 
sind, ihre körperliche Vernichtung 
ganz oder teilweise herbeizufüh- 
ren; 

(d) Verhängung von Maßnahmen, die 
auf die Geburtenverhinderung 
innerhalb der Gruppe gerichtet 
sind; 

Gewaltsame Überführung von 
Kindern der Gruppe in eine an- 
dere Gruppe. 

Artikel III 
Die folgenden Handlungen sind 
strafbar: 

(a) Völkermord, 

(b) Verschwörung zur Begehung von 
Völkermord, 

(c) unmittelbare und öffentliche An- 
reizung zur Begehung von Völker- 
mord, 

(d) Versuch, Völkermord zu begehen, 

(e) Teilnahme am Völkermord. 


e) Transfert force d'enfants du groupe (e) 
ä un autre groupe; 
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Article IV 

Persons committing genocide or any 
of the other acts enumerated in 
article III shall be punished, whether 
they are constitutionally responsible 
rulers, public officials or private in- 
dividuals. 


Arti cl e V 

The Contracting Parties undertake 
to enact, in accordance with their 
respective Constitutions, the necessary 
legislation to give effect to the pro- 
visions of the present Convention and, 
in particular, to provide effective 
penalties for persons guilty of geno- 
cide or of any of the other acts 
enumerated in article III. 


Article VI 

Persons charged with genocide or 
any of the other acts enumerated in 
article III shall be tried by a competent 
tribunal of the State in the territory 
of which the act was committed, or by 
such international penal tribunal as 
may have Jurisdiction with respect to 
those Contracting Parties which shall 
have accepted its Jurisdiction. 


Article VII 

Genocide and the other acts enume- 
rated in article III shall not be con- 
sidered as political crimes for the 
purpose of extradition. 

The Contracting Parties pledge them- 
selves in such cases to grant extra- 
dition in accordance with their laws 
and treaties in force. 


Article VIII 

Any Contracting Party may call 
upon the competent organs of the 
United Nations to take such action 
under the Charter of the United Na- 
tions as they consider appropriate for 
the prevention and suppression of 
acts of genocide or any of the other 
acts enumerated in article III. 


Article IX 

Disputes between the Contracting 
Parties relating to the interpretation, 
application or fulfilment of the present 
Convention, including those relating 
to the responsibility of a State for 
genocide or for any of the other acts 
enumerated in article III, shall be sub- 
mitted to the International Court of 
Justice at the request of any of the 
parties to the dispute. 


Article X 

The present Convention, of which 
the Chinese, English, French, Russian 
and Spanish texts are equally authen- 
tic, shall bear the date of 9 December 
1948. 


Article IV 

Les personnes ayant commis le 
genocide ou Tun quelconque desautres 
actes enumeres ä l'article III seront 
punies, qu'elles soient des gouver- 
nants, des fonctionnaires ou des par- 
ticuliers. 


Article V 

Les Parties contractantes s'enga- 
gent ä prendre, conformement ä leurs 
constitutions respectives, les mesures 
legislatives necessaires pour assurer 
l'application des dispositions de la 
presente Convention, et notamment ä 
prevoir des sanctions penales efficaces 
frappant les personnes coupables de 
genocide ou de Tun quelconque des 
autres actes enumeres ä l'article III. 


Article VI 

Les personnes accusees de geno- 
cide ou de Lun quelconque des autres 
actes enumeres ä l'article III seront 
traduites devant les tribunaux com- 
petents de l'Etat sur le territoire du- 
quel l'acte a ete commis, ou devant la 
Cour criminelle internationale qui 
sera competente a l'egard de celles des 
Parties contractantes qui en auront 
reconnu la juridiction. 


Ar ticle s VII 

Le genocide et les autres actes enu- 
meres ä l'article III ne seront pas con- 
sideres comme des crimes politiques 
pour ce qui est de l'extradition. 

Les Parties contractantes s'enga- 
gent en pareil cas a accorder l'extra- 
dition conformement ä leur legisla- 
tion et aux traites en vigueur. 


Article VIII 

Toute Partie contractante peut sai- 
sir les Organes competents des Nations 
Unies afin que ceux-ci prennent, con- 
formement ä la Charte des Nations 
Unies, les mesures qu'ilsjugent appro- 
priees pour la prevention et la repres- 
sion des actes de genocide ou de l'un 
quelconque des autres actes enume- 
res ä l'article III. 


Article IX 

Les differends entre les Parties con- 
tractantes relatifs ä l'interpretation, 
l'application ou l'execution de la pre- 
sente Convention, y compris ceux rela- 
tifs ä la responsabilite d'un Etat en 
matiere de genocide ou de l'un quel- 
conque des autres actes enumeres ä 
l’article III, seront soumis ä la Cour 
internationale de Justice, ä la requete 
d'une Partie au differend. 


Article X 

La presente Convention dont les 
textes anglais, chinois, espagnol, fran- 
pais et russe feront egalement foi, por- 
tera la date du 9 decembre 1948. 


Artikel IV 

Personen, die Völkermord oder eine 
der sonstigen in Artikel III .aufgeführ- 
ten Handlungen begehen, werden be- 
straft, gleichviel ob sie verfassungs- 
rechtlich verantwortliche regierende 
Personen, Öffentliche Beamte oder pri- 
vate Einzelpersonen sind. 

Artikel V 

Die Vertragschließenden Parteien 
verpflichten sich, in Übereinstimmung 
mit ihren jeweiligen Verfassungen die 
notwendigen gesetzgeberischen Maß- 
nahmen zu ergreifen, um den Bestim- 
mungen der vorliegenden Konvention 
Rechtskraft zu verleihen und insbeson- 
dere wirksame Strafen für Personen 
vorzusehen, die sich des Völkermordes 
oder einer der sonstigen in Artikel III 
aufgeführten Handlungen schuldig 
machen. 

Artikel VI 

Personen, denen Völkermord oder 
eine der sonstigen in Artikel III auf- 
geführten Handlungen zur Last gelegt 
wird, werden vor ein zuständiges Ge- 
richt des Staates, in dessen Gebiet die 
Handlung begangen worden ist, oder 
vor das internationale Strafgericht ge- 
stellt, das für die Vertragschließenden 
Parteien, die seine Gerichtsbarkeit an- 
erkannt haben, zuständig ist. 


Artikel VII 

Völkermord und die sonstigen in 
Artikel III aufgeführten Handlungen 
gelten für Auslieferungszwecke nicht 
als politische strafbare Handlungen. 

Die Vertragschließenden Parteien 
verpflichten sich, in derartigen Fällen 
die Auslieferung gemäß ihren gelten- 
den Gesetzen und Verträgen zu be- 
willigen. 


Artikel VIII 

Eine Vertragschließende Partei kann 
die zuständigen Organe der Vereinten 
Nationen ersuchen, gemäß der Charta 
der Vereinten Nationen die Maßnah- 
men zu ergreifen, die sie für die Ver- 
hütung und Bekämpfung von Völker- 
mordhandlungen oder einer der son- 
stigen in Artikel III aufgeführten 
Handlungen für geeignet erachten. 


Artikel IX 

Streitfälle zwischen den Vertrag- 
schließenden Parteien hinsichtlich der 
Auslegung, Anwendung oder Erfüllung 
der vorliegenden Konvention ein- 
schließlich derjenigen, die sich auf die 
Verantwortlichkeit eines Staates für 
Völkermord oder eine der sonstigen 
in Artikel III aufgeführten Handlungen 
beziehen, werden auf Antrag einer 
der an dem Streitfall beteiligten Par- 
teien dem Internationalen Gerichts- 
hof unterbreitet. 


Artikel X 

Die vorliegende Konvention, deren 
chinesischer, englischer, französischer, 
russischer und spanischer Text glei- 
cherweise maßgebend ist, trägt das 
Datum des 9. Dezember 1948. 
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Article XI 

The present Convention shall be 
open until 31 December 1949 for sign- 
ature on behalf of any Member of the 
United Nations and of any non- 
member State to which an invitation 
to sign has been addressed by the 
General Assembly. 

The present Convention shall be 
ratified, and the instruments of ratifi- 
cation shall be deposited with the 
Secretary-General of the United Na- 
tions. 

After 1 January 1950 the present 
Convention may be acceded to on 
behalf of any Member of the United 
Nations and of any non-member State 
which has received an invitation as 
aforesaid. 

Instruments of accession shall be 
deposited with the Secretary-General 
of the United Nations. 


Article XII 

Any Contracting Party may at any 
time, by notification addressed to the 
Secretary-General of the United Na- 
tions, extend the application of the 
present Convention to all or any of 
the territories for the conduct of 
whose foreign relations that Contrac- 
ting Party is responsible. 


Article XIII 

On the day when the first twenty 
instruments of ratification or accession 
have been deposited, the Secretary- 
General shall draw up a proces-verbal 
and transmit a copy thereof to each 
Member of the United Nations and to 
each of the non-member States con- 
templated in article XI. 

The present Convention shall come 
into force on the ninetieth day 
following the date of deposit of the 
twentieth instrument of ratification or 
accession. 

Any ratification or accession effec- 
ted subsequent to the latter date shall 
become effective on the ninetieth day 
following the deposit of the instru- 
ment of ratification or accession. 


Article XIV 

The present Convention shall remain 
in effect for a period of ten years as 
from the date of its Corning into force. 

It shall thereafter remain in force 
for successive periods of five years for 
such Contracting Parties as have not 
denounced it at least six months be- 
fore the expiration of the current 
period. 

Denunciation shall be effected by a 
written' notification addressed to the 
Secretary-General of the United Na- 
tions. 

Article XV 

If, as a result of denunciations, the 
number of Parties to the present Con- 
vention should become less than six- 
teen, the Convention shall cease to be 


Article XI 

La presente Convention sera ouverte 
jusqu'au 31 decembre 1949 ä la signa- 
ture au nom de tout Membre des 
Nations Unies et de tout Etat non 
membre ä qui l'Assemblee generale 
aura adresse une invitation ä cet effet. 

La presente Convention sera rati- 
fiee et les instruments de ratification 
seront deposes aupres du Secretaire 
general des Nations Unies. 

Apartir du ler janvier 1950, ilpourra 
etre adhere ä la presente Convention 
au nom de tout Membre des Nations 
Unies et de tout Etat non membre qui 
aura regu l’invitation susmentionnee. 

Les instruments d'adhesion seront 
deposes aupres du Secretaire general 
des Nations Unies. 


Article XII 

Toute Partie contractante pourra, ä 
tout moment, par notification adressee 
au Secretaire general des Nations 
Unies, etendre Papplication de la pre- 
sente Convention ä tous les territoires 
ou ä Tun quelconque des territoires 
dont eile dirige les relations exteri- 
eures. 


Article XIII 

Des le jour oü les vingt premiers 
instruments de ratification ou d’adhe- 
sion auront £te döposes, le Secretaire 
general en dressera proces-verbal. II 
transmettra copies de ce proces-ver- 
bal ä tous les Etats Membres des 
Nations Unies et aux non-membres 
vises par l'article XI. 

La presente Convention entrera en 
vigueur le «quatre-vingt-dixieme jour 
qui suivra la date du depöt du ving- 
tieme instrument de ratifacation ou 
d'adhesion. 

Toute ratification ou adhesion effec- 
tuöe ulterieurement ä la derniere date 
prendra effet le quatre-vingt-dixieme 
jour qui suivra le depöt de Pinstrument 
de ratification ou d'adhesion. 


Article XIV 

La presente Convention aura une 
duree de dix ans ä partir de la date de 
son entree en vigueur. 

Elle restera par la suite en vigueur 
pour une periode de cinq ans et ainsi 
de suite, vis-ä-vis des Parties contrac- 
tantes qui ne l'auront pas denoncee 
six mois au moins avant I'expiration 
du terme. 

La denonciation se fera par notifi- 
cation ecrite adressee au Secrötaire 
general des Nations Unies. 


Article XV 

Si, par suite de dönonciations, le 
nombre des Parties ä la presente Con- 
vention se trouve ramene ä moins de 
seize, la Convention cessera d'ötre en 


Artikel XI 

Die vorliegende Konvention steht 
bis zum 31. Dezember 1949 jedem Mit- 
glied der Vereinten Nationen und je- 
dem Nicht-Mitgliedstaat, an den die 
Generalversammlung eine Aufforde- 
rung zur Unterzeichnung gerichtet hat, 
zur Unterzeichnung offen. 

Die vorliegende Konvention wird 
ratifiziert, und die Ratifikationsurkun- 
den werden bei dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen hinterlegt. 

Nach dem 1. Januar 1950 kann jedes 
Mitglied der Vereinten Nationen und 
jeder Nicht-Mitgliedstaat, der eine Auf- 
forderung gemäß Absatz 1 erhalten hat, 
der Konvention beitreten. 

Die Beitrittsurkunden werden beim 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen hinterlegt. 


Artikel XII 

Eine Vertragschließende Partei kann 
jederzeit durch Mitteilung an den 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen die Anwendung der vorliegenden 
Konvention auf alle oder eines der 
Gebiete erstrecken, für deren auswär- 
tige Angelegenheiten diese Vertrag- 
schließende Partei verantwortlich ist. 


Artikel XIII 

An dem Tag, an dem die ersten 
zwanzig Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunden hinterlegt sind, erstellt der 
Generalsekretär ein Protokoll und 
übermittelt jedem Mitglied der Ver- 
einten Nationen und jedem der in Ar- 
tikel XI in Betracht gezogenen Nicht- 
Mitgliedstaaten eine Abschrift des- 
selben. 

Die vorliegende Konvention tritt 
am neunzigsten Tage nach dem Zeit- 
punkt der Hinterlegung der zwanzig- 
sten Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunde in Kraft. 

Eine Ratifikation oder ein Beitritt, 
der nach dem letzteren Zeitpunkt er- 
folgt, wird am neunzigsten Tage nach 
der Hinterlegung der Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde wirksam. 


Artikel XIV 

Die vorliegende Konvention bleibt 
für die Dauer von zehn Jahren vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens ab in 
Kraft. 

Danach bleibt sie für die Dauer von 
jeweils weiteren fünf Jahren für die- 
jenigen Vertragschließenden Parteien 
in Kraft, die sie nicht mindestens sechs 
Monate vor Ablauf der laufenden 
Frist gekündigt haben. 

Die Kündigung erfolgt durch schrift- 
liche Mitteilung an den Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen. 


Artikel XV 

Wenn als Ergebnis von Kündigun- 
gen die Zahl der Parteien der vor- 
liegenden Konvention auf weniger als 
sechszehn sinkt, tritt die Konvention 
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in force as from the date on whidi the 
last of these denunciations shall be- 
come effective. 

Article XVI 

A request for the revision of the 
present Convention may be made at 
any time by any Contracting Party by 
means of a notification in writing 
addressed to the Secretary-General. 

The General Assembly shall decide 
upon the steps, if any f to be taken in 
respect of such request. 


Article XVII 

The Secretary-General of the United 
Nations shall notify all Members of 
the United Nations and the non- 
member States contemplated in article 
XI of the following: 

(a) Signatures, ratifications and ac- 
cessions received in accordance 
with article XI; 

(b) Notifications received in accord- 
ance with article XII; 

(c) The date upon which the present 
Convention comes into force in 
accordance with article XIII; 

(d) Denunciations received in accord- 
ance with article XIV; 

(e) The abrogation of the Convention 
in accordance with article XV; 

(f) Notifications received in accord- 
ance with article XVI. 

Article XVIII 

The original of the present Con- 
vention shall be deposited in the 
archives of the United Nations. 

A certified copy of the Convention 
shall be transmitted to each Member 
of the United Nations and to each of 
the non-member States contemplated 
in article XI. 

Article XIX 

The present Convention shall be re- 
gistered by the Secretary-General of 
the United Nations on the date of its 
coming into force. 


For AFGHANISTAN: 


For ARGENTINA: 


For AUSTRALIA: 


For the KINGDOM OF BELGIUM: 


vigueur ä partir de la date ä laquelle 
la derniere de ces ddnonciations pren- 
dra effet. 


Article XVI 

Une demande de revision de la 
presente Convention pourra etre for- 
mulee en tout temps par toute Partie 
contractante, par voie de notification 
ecrite adressee au Secretaire general. 

L'Assemblee generale statuera sur 
les mesures ä prendre, s'il y a lieu, 
au sujet de cette demande. 


Article XVII 

Le Secretaire general des Nations 
Unies notifiera ä tous les Etats Mem- 
bres des Nations Unies et aux Etats 
non membres vises par l'article XI: 


a) Les signatures, ratifications et ad- 
hesions regues en application de 
l r article XI; 

b) Les notifications regues en appli- 
cation de l'article XII; 

c) La date ä laquelle la presente Con- 
vention entrera en vigueur, en 
application de l'article XIII; 

d) Les denonciations regues en appli- 
cation de l'article XIV; 

e) L'abrogation de la Convention, en 
application de l'article XV; 

f) Les notifications regues en appli- 
cation de l'article XVI. 

Article XVIII 

L' original de la presente Conven- 
tion sera depose aux ardiives de 
l'Organisation des Nations Unies. 

Une copie certifiee conforme sera 
adressee ä tous les Etats Membres des 
Nations Unies et aux Etats non mem- 
bres visös par l'article XI. 


Article XIX 

La presente Convention sera en- 
registree par le Secretaire general 
des Nations Unies ä la date de son 
entree en vigueur. 


Pour 1' AFGHANISTAN: 


Pour l'ARGENTINE: 


Pour l'AUSTRALIE: 

Unterschrift 
December 11, 1948 


Pour le ROYAUME DE BELGIQUE: 
F. van Langenhove 
le 12 decembre 1949 


mit dem Zeitpunkt außer Kraft, mit 
dem die letzte dieser Kündigungen 
rechtswirksam wird. 

Artikel XVI 

Ein Antrag auf Revision der vor- 
liegenden Konvention kann jederzeit 
von einer Vertragschließenden Partei 
durch eine schriftliche Mitteilung an 
den Generalsekretär gestellt werden. 

Die Generalversammlung entscheidet 
über die Schritte, die gegebenenfalls 
auf einen solchen Antrag hin zu unter- 
nehmen sind. 

Artikel XVII 

Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen macht allen Mitgliedern der 
yereinten Nationen und den in Ar- 
tikel XI in Betracht gezogenen Nicht- 
Mitgliedstaaten über die folgenden 
Angelegenheiten Mitteilung: 

(a) Unterzeichnungen, Ratifikationen 
und Beitritte, die gemäß Artikel XI 
eingegangen sind; 

(b) Mitteilungen, die gemäß Artikel 
XII eingegangen sind; 

(c) den Zeitpunkt, zu dem die vor- 
liegende Konvention ‘ gemäß Ar- 
tikel XIII in Kraft tritt. 

(d) Kündigungen, die gemäß Artikel 
XIV eingegangen sind; 

(e) Außerkrafttreten der Konvention 
gemäß Artikel XV; 

(f) Mitteilungen, die gemäß Artikel 
XVI eingegangen sind. 

Artikel XVIII 

Das Original der vorliegenden Kon- 
vention wird in den Archiven der Ver- 
einten Nationen hinterlegt. 

Eine beglaubigte Abschrift der Kon- 
vention wird jedem Mitglied der Ver- 
einten Nationen und jedem der in Ar- 
tikel XI in Betracht gezogenen Staaten 
übermittelt. 


Artikel XIX 

Die vorliegende Konvention wird am 
Tage ihres Inkrafttretens von dem Ge- 
neralsekretär der Vereinten Nationen 
registriert. 


Für AFGHANISTAN: 


Für ARGENTINIEN: 


Für AUSTRALIEN: 


Für das KÖNIGREICH BELGIEN: 
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For BOLIVIA: 


For BRAZIL: 


For the UNION OF BURMA; 


For the BYELORUSSIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC: 

Translation by the Secretariat of the United 
Nations: 

With the reservations*) regarding 
Artjcles IX and XII stated in the 
special Proces-verbal drawn up on 
signature of the present Convention. 


*) These reservations are worded as 
follows: 

"At the time of signing the present 
Convention the delegation of the 
Byelorussian Soviet Socialist Republic 
deems it essential to state the follow- 
ing; 

"As regards Article IX; The Byelo- 
russian SSR does not consider as bind- 
ing upon itself the provisions of Ar- 
ticle IX which provides that disputes 
between the Contracting Parties with 
regard to the Interpretation, applica- 
tion and implementation of the present 
Convention shall be referred for exa- 
mination to the International Court at 
the request of any party to the dis- 
pute, and declares that, as regards the 
International Court’s jurisdiction in 
respect of disputes concerning the 
interpretation, application and imple- 
mentation of the Convention, the 
Byelorussian SSR will, as hitherto, 
maintain the position that in each par- 
ticular case the agreement of all parties 
to the dispute is essential for the Sub- 
mission of any particular dispute to the 
International Court for decision. 

"As regards Article XII: The Byelo- 
russian SSR declares that it is not in 
agreement with Article XII of the 
Convention and considers that all 
the provisions of the Convention 
should extend to non-self-governing 
territories, including trust territories." 


For C AN ADA: 


Pour la BOLIVIE: 
Unterschrift 
11 Dbre. 1948 


Pour le BRESIL: 

Unterschrift 
11 Dezembro 1948 


Pour l'UNION BIRMANE: 
U. So Ny u n 
Dec. 30 th 1949 


Pour la RPPUBLIQUE SOCIALISTE 
SOVlETIQUE DE BIELORUSSIE: 

Traduction du Secretariat des Nations Unies: 


Sous les reserves*) relatives aux 
articles IX et XII formulees dans le 
proces-verbal special etabli lors de la 
signature de la presente Convention. 


K. Kiselev 
16'XII— -49. 

*) Ces reserves sont conues comme 
suit: 

«Au moment de signer la presente 
Convention, la delegation de la Re- 
publique socialiste sovietique de Bielo- 
russie tient expressement ä declarer ce 
qui suit: 

«En ce qui concerne l'article IX: La 
RSS de Bielorussie ne s'estime pas 
tenue par les dispositions de l'article 
IX qui stipule que les differends entre 
les Parties contractantes relatifs ä 1' 
interpretation, l'application ou l'exe- 
cution de la presente Convention 
seront soumis ä l'examen de la Cour 
internationale de Justice ä la requete 
d'une partie au differend, et declare 
qu'en ce qui concerne la competence 
de la Cour en matiere de differends 
relatifs ä l'interpretation, l'application 
et l'execution de la Convention, la RSS 
de Bielorussie cohtinuera ä soutenir, 
comme eile l'a fait jusqu'ä ce jour, que, 
dans chaque cas particulier, l'accord 
de toutes les parties au differend est 
necessaire pour que la Cour interna- 
tionale puisse etre saisie de ce diffe- 
rend aux fins de decision. 

«En ce qui concerne l'article XII: La 
RSS de Bielorussie declare qu'elle n 
accepte pas les termes de l'article XII 
de la Convention et estime que toutes 
les clauses de ladite Convention de- 
vraient s’appliquer aux territoires non 
autonomes, y compris les territoires 
sous tutelle.» 


Pour le CANADA: 
Lester B. Pearson 
Nov. 28/1949 


Für BOLIVIEN: 


Für BRASILIEN: 


Für BURMA: 


Für die WEISSRUSSISCHE 
SOZIALISTISCHE SOWJETREPUBLIK: 


Mit den nachstehend in einem be- 
sonderen Protokoll anläßlich der Unter- 
zeichnung der vorstehenden Konven- 
tion zu Artikel IX und XII abgegebe- 
nen Vorbehalten*). 


*) Diese Vorbehalte lauten wie folgt: 

„Im Augenblick der Unterzeichnung 
der vorstehenden Konvention erklärt 
die Delegation der Weißrussischen So- 
zialistischen Sowjetrepublik folgendes: 

Zu Artikel IX: Die Weißrussische So- 
zialistische Sowjetrepublik betrachtet 
die Bestimmungen des Artikels IX, der 
vorsieht, daß die Streitigkeiten zwi- 
schen den Vertragschließenden Partei- 
en über die Auslegung, Anwendung 
oder Durchführung dieser Konvention 
auf Antrag einer der streitenden Par- 
teien dem Internationalen Gerichtshof 
zur Prüfung vorzulegen sind, als nicht 
für sie verbindlich und erklärt, daß 
bezüglich der Zuständigkeit des Ge- 
richtshofes in Streitigkeiten über die 
Auslegung, Anwendung und Durch- 
führung der Konvention der Sozialisti- 
schen Republik Weißrußland weiterhin 
der Auffassung ist, daß in jedem Falle 
die Zustimmung aller streitenden Par- 
teien erforderlich ist, damit der Interna- 
tionale Gerichtshof zur Entscheidung in 
der betreffenden Streitigkeit angerufen 
werden kann. 

Zu Artikel XII: Die Weißrussische 
Sozialistische Sowjetrepublik erklärt, 
daß sie die Fassung des Artikels XII 
der Konvention nicht annimmt und der 
Auffassung ist, daß alle Bestimmungen 
der genannten Konvention auf die 
nichtselbständigen Gebiete einschließ- 
lich der Gebiete unter treuhände- 
rischer Verwaltung Anwendung finden 
müßten." 


Für KANADA: 
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For CHILE: 


Pour le CHILI: 


Für CHILE: 


Translation by the Secretariat of the United 
Nations: 

Subject to the reservation that it 
also requires the approval of the Con- 
gress of my country. 


For CHINA: 


For COLOMBIA: 


For COSTA RICA: 


For CUBA: 


For CZECHOSLOVAKIA: 


With the reservations *) to Articles 
IX and XII as contained in the Proces- 
Verbal of Signature dated to-day. 


For DENMARK: 


For the DOMINICAN REPUBLIC: 


For ECUADOR: 


For EGYPT: 


Traduction du Secretariat des Nations Unies: 


Avec la reserve que l’approbation 
du Congres de mon pays est egale- 
ment requise. 

H. Aramilio La so 


Pour la CHINE: 
Tingfu F. Tsi ang 
July 20, 1949 


Pour la COLOMBIE: 
Eduardo Zuleta Angel 
Aug. 12, 1949 


Pour COSTA-RICA: 


Pour CUBA: 
Carlos Blanc o 
December 28 r 1949 


Pour la TCHFCOSLOVAQUIE: 

Traduction du Secretariat des Nations Unies: 


Sous les reserves*) relatives aux 
articles IX et XII formulees dans le 
proces-verbal de signature en date de 
c:e jour. 


V. Out rata 
December 28th r 1949 


Pour le DÄNEMARK: 

William Borberg 
le 28 septembre 1939 


Pour la RfiPUBLIQUE DOMINICAINE: 
Unterschrift 
11. Dici. 1948 


Pour l’EQUATEUR: 
Unterschrift 
11 Diciembre de 1948 


Pour l'EGYPTE: 

Unterschrift 
12 — 12 — 48 


Mit dem Vorbehalt der Zustimmung 
des Kongresses meines Landes. 


Für CHINA: 


Für KOLUMBIEN: 


Für COSTA RICA: 


Für KUBA: 


Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 


Mit den nachstehend in dem heute 
Unterzeichneten Protokoll zu Artikel 
IX und XII enthaltenen Vorbehalten 4 ). 


Für DÄNEMARK: ■ 


Für die DOMINIKANISCHE 
REPUBLIK: 


Für EKUADOR: 


Für ÄGYPTEN: 


*) Der Vorbehalt ist inhaltlich gleich mit dem 
Vorbehalt der Weißrussischen Sozialistischen 
Sowjetrepublik. 
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For EL SALVADOR: 


Pour le SALVADOR: 
M. Rafael Urquia 
Abril 27 de 1949 


Für EL SALVADOR: 


For ETHIOPIA: 

Pour l'ETHIOPIE: 

Unterschrift 

11 December 1948 

Für ÄTHIOPIEN: 

For FRANCE: 

Pour le FRANCE: 

Robert Sc hum an 

11 dec. 1948 

Für FRANKREICH: 

For GREECE: 

Pour la GRfiCE: 

Alexis Kyrou 

29 decembre 1949 

Für GRIECHENLAND 

For GUATEMALA: 

Pour le GUATEMALA: 

Carlos Garcia Bauer 

June 22, 1949 

Für GUATEMALA: 

For HAITI: 

Pour HAITI: 

Unterschrift 
le 11 Decembre 1948 

Für HAITI: 

For HONDURAS: 

Pour le HONDURAS: 

Tiburcio Carias Jr. 

Abril 22, 1949 

Für HONDURAS: 

For ICELAND: 

Pour 1TSLANDE: 

Thor Thors 

May 14, 1949 

Für ISLAND: 

For INDIA: 

Pour LINDE: 

B. N. Rau 

November 29, 1949 

Für INDIEN: 

For IRAN: 

Pour l'IRAN: 

Nasrollah E n t e z a m 

December 8th, 1949 

Für IRAN: 

For IRAQ: 

Pour 1TRAK: 

Für IRAK: 

For LEBANON: 

Pour le LIBAN: 

Charles Malik 

December 30, 1949 

Für LIBANON: 

For LIBERIA: 

Pour le LIBERIA: 

Für LIBERIA: 


Unterschrift 

11/12/48 
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For the GRAND DUCHY of 
LUXEMBOURG: 

For MEXICO: 

For the KINGDOM OF THE 
NETHERLANDS: 

For NEW ZEALAND: 

For NICARAGUA: 

For the KINGDOM OF NORWAY: 

For PAKISTAN: 

For PANAMA: 

For PARAGUAY: 

For PERU: 

For the PHILIPPINE REPUBLIC: 

For POLAND: 

For SAUDI ARABIA: 

For SIAM: 

For S WEDEN: 


Pour le GRAND-DUCHE 
DE LUXEMBOURG: 


Pour le MEXIQUE: 
Unterschrift 
Dec. 14—1948 


Pour le ROYAUME DES 
PAYS-BAS: 


Pour la NOUVELLE-ZfiLANDE: 
C. Berendsen 
November 25th r 1949 


Pour le NICARAGUA: 


Pour le ROYAUME DE NORVfiGE: 
Unterschrift 
Le 11 Decembre 1948 


Pour le PAKISTAN: 
Unterschrift 
Dec. 11. 48. 


Pour le PANAMA: 

Unterschrift 
11 Decembre 1948 


Pour le PARAGUAY: 
Unterschrift 
Diciembre 11/1948 


Pour le PEROU: 

Unterschrift 
Diciembre 11/1948 


Pour la REPUBLIQUE DES 
PHILIPPINES: 
Unterschrift 
December 11, 1948 


Pour la POLOGNE: 


Pour l'ARABIE SAOUDITE: 


Pour le SIAM: 


Pour la SUEDE: 
Sven Graf ström 
December 30, 1949 


Für das GROSSHERZOGTUM 
LUXEMBURG: 

Für MEXIKO: 

Für das KÖNIGREICH DER 
NIEDERLANDE: 

Für NEUSEELAND: 

Für NICARAGUA: 

Für NORWEGEN: 

Für PAKISTAN: 

Für PANAMA: 

Für PARAGUAY: 

Für PERU: 

Für die REPUBLIK DER PHILIPPINEN: 

Für POLEN: 

Für SAUDI-ARABIEN: 

Für SIAM: 

Für SCHWEDEN: 
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For SYRIA: 


Pour la SYRIE: 


Für SYRIEN: 


For TURKEY: 


Pour la TURQUIE: 


For the UKRAINIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC: 

Translation by the Secretariat of the United 
Nations: 

With the reservations *) regarding 
Articles IX and XII stated in the 
special Proces-verbal drawn up on 
signature of the present Convention. 


For the UNION OF SOUTH AFRICA: 


For the UNION OF SOVIET 
SOCIALIST REPUBLICS: 

Translation by the Secretariat of the United 
Nations: 

With the reservations*) regarding 
Articles IX and XII stated in the 
special Proces-verbal drawn up on 
signature of the present Convention. 


For the 

UNITED KINGDOM OF GREAT 
BRITAIN AND NORTHERN IRELAND: 


For the 

UNITED STATES OF AMERICA: 


For URUGUAY: 


For VENEZUELA: 


For YEMEN: 


For YUGOSLAVIA: 


For ISRAEL: 


Pour la REPUBLIQUE SOCIALISTE 
SOVIETIQUE D'UKRAINE: 

Traduction du Secretariat des Nations Unies: 

Sous les reserves*) relatives aux 
articles IX et XII formulees dans le 
proces-verbal special etabli lors de la 
signature de la presente Convention. 

A. Voina 

Stellvertretender Außenminister 
der Ukrainischen Sozialistischen 
Sowjetrepublik 
16/XII/1949 


Pour L UNION SUD-AFRICAINE: 


Pour l'UNION DES REPUBLIQUES 
SOCIALISTES SOVlETIQUES : 

Traduction du Secretariat des Nations Unies: 

Sous les reserves*) relatives aux 
articles IX et XII formulees dans le 
proces-verbal special etabli lors de la 
signature de la presente Convention. 

A. Panyushki n 
16. 12. 49 


Pour le 

ROYAUME-UNI DE GRANDE- 
BRETAGNE ET D'IRLANDE DU NORD: 


Pour les 

ETATS-UNIES D'AMERIQUE: 
Ernest A. Gross 
Dec. 11, 1948 

Pour L URUGUAY: 
Unterschrift 
Decembre 11 de 1948 

Pour le VENEZUELA: 


Pour le YEMEN: 

Pour la YOUGOSLAVIE: 
Unterschrift 
11 Dec. 1948 

Pour ISRAEL: 
Aubrey S. Eban 
17 August 1949 


Für die TÜRKEI: 


Für die UKRAINISCHE 
SOZIALISTISCHE SOWJETREPUBLIK: 


Mit den nachstehend in einem be- 
sonderen Protokoll anläßlich der Unter- 
zeichnung der vorstehenden Konven- 
tion zu Artikel IX und XII abgegebe- 
nen Vorbehalten*). 


Für die 

SÜD- AFRIKANISCHE UNION: 


Für die UNION DER 
SOZIALISTISCHEN 
SOWJETREPUBLIKEN : 


MH den nachstehend in einem be- 
sonderen Protokoll anläßlich der Unter- 
zeichnung der vorstehenden Konven- 
tion zu Artikel IX und XII abgegebe- 
nen Vorbehalten*). 


Für das VEREINIGTE 
KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 


Für die VEREINIGTEN STAATEN 
VON AMERIKA: 


Für URUGUAY: 


Für VENEZUELA: 


Für YEMEN: 


Für JUGOSLAWIEN: 


Für ISRAEL: 


*) Der Vorbehalt ist inhaltlich gleich mit dem 
Vorbehalt der Weißrussischen Sozialistischen 
Sowjetrepublik. 


Bundesdruckerei, Bonn 3451 1.54 



